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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Umwelt und 
Sauberkeit -

Tagesordnung 1 Punkt 11 der öffentlichen Sitzung am 12.06.2007 

Vorlage Nr. 07-F-01-0061

Klimaschutzorientierte Bauleitplanung
Antrag der SPD - Stadtverordnetenfraktion vom 05.06.2007
Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten darzulegen, ob und ggf. in welcher Weise in neuen 
Bebauungsplänen Festsetzungen bezüglich besonderer Dämmungs-Standards oder der 
Nutzung regenerativer oder intelligenter Energien (KWK u.ä.) getroffen werden können. 

Soweit hierzu keine Erkenntnisse vorliegen, wird der Magistrat gebeten, zusammen mit dem 
Hessischen Städtetag nach Möglichkeiten hierzu zu suchen und ggf. über den Deutschen 
Städtetag eine entsprechende Initiative zur Änderung des Baugesetzbuchs vorzuschlagen.

Beschluss Nr. 0112
 

 Bei Kenntnisnahme der mündlichen Ausführungen des Magistrats, Herrn Mengden, u.a. wonach
Solaranlagen und bauliche Auswirkungen festgesetzt  , aber keine Werte für Co-2 festgelegt 
werden könnten, findet der Antrag  der SPD Fraktion seine Erledigung.
  

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .06.2007
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Petri
stellvertretende Vorsitzende

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .06.2007

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .06.2007
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Dezernat VIII
Dezernat IV
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister
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